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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Handelsklassengesetzes 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten) 


A. Problem 

Die bisherige Ermächtigung zum Erlaß von Durchführungsvor- 
schriften zu den EWG-Verordnungen in § 1 Abs. 3 des Handels- 
klassengesetzes reicht nicht aus, geeignete Bestimmungen zu 
erlassen, um die Beachtung der EWG-Verordnungen über Qua- 
litätsnormen und deren Anwendung sicherzustellen. 


B. Lösung 

Die Änderung von § 1 Abs. 3 des Handelsklassengesetzes 
ermöglicht den Erlaß von Rechtsverordnungen, durch die Ver- 
stöße gegen bestimmte in den EWG-Verordnungen selbst ent- 
haltene Gebote und Verbote mit Geldbuße bis zu 20 000 DM 
bedroht werden können. 

Einstimmiger Beschluß des Ausschusses. 


C. Alternativen 

wurden nicht erörtert. 


D. Kosten 

Keine. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(9. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Handelsklassengesetzes 

— Drucksache VI/1135 — 


A. Bericht des Abgeordneten Susset 


Der vorliegende Gesetzentwurf wurde in der 
64. Sitzung des Deutschen Bundestages am 16. Sep- 
tember 1970 an den Ausschuß für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten federführend sowie an den 
Ausschuß für Wirtschaft mitberatend überwiesen. 

Neben zweckmäßig gewordenen, sachlich uner- 
heblichen redaktionellen Änderungen hat der Ent- 
wurf insbesondere folgendes Ziel: 

Die Bundesrepublik ist gemeinschaftsrechtlich ver- 
pflichtet, geeignete Bestimmungen zu erlassen, die 
die Beachtung der EWG-Verordnungen über Quali- 
tätsnormen und deren Anwendung gewährleisten. 
Die bisherige Ermächtigungsvorschrift in § 1 Abs. 3 
des Gesetzes reicht hierzu nicht aus, da sie es 
— auch in Verbindung mit § 7 Abs. 1 Nr. 3 des 
Gesetzes — nicht ermöglicht, Verstöße gegen die in 
den EWG-Verordnungen selbst enthaltenen Gebote 
und Verbote mit Geldbuße zu bedrohen. Diese Ge- 
setzeslücke soll nunmehr durch die Neufassung des 
§ 1 Abs. 3 geschlossen werden. 

Die gemeinschaftsrechtlichen Vermarktungsnor- 
men für Schlachtgeflügel beziehen auch das „Zum- 
Verkauf-vorrätig-Halten" in den Begriff Vermark- 
tung ein, weil erfahrungsgemäß in vielen Fällen 
nicht zu unterscheiden ist, ob eine Ware angeboten 
oder nur zum Verkauf vorrätig gehalten wird. Da- 
mit dieser gemeinschaftsrechtliche Vermarktungs- 
begriff auch mit den Mitteln des Handelsklassen- 
gesetzes durchgesetzt werden kann, ist es notwen- 
dig, in das Gesetz den Begriff „Zum-Verkauf-vor- 
rätig-Halten" ebenfalls aufzunehmen; die §§ 2, 5 
und 7 werden entsprechend neu gefaßt. 


Bisher schreibt das Gesetz in § 2 Abs. 2 Nr. 3 
lediglich für Rechnungen die Angabe der Handels- 
klasse vor. Insbesondere in der Kartoffelwirtschaft 
hat sich jedoch herausgestellt, daß angesichts ratio- 
neller, moderner Versendungsformen vielfach nur 
ein Lieferschein oder ein anderes Transportbegleit- 
papier die Ware begleitet und die Rechnung (mei- 
stens für mehrere Lieferungen) erst später folgt. Zur 
Erleichterung der Überwachung der Handelsklas- 
senvorschriften muß daher die Pflicht zur Angabe 
der Handelsklasse auch auf diese Transportbegleit- 
papiere erstreckt werden, so daß § 2 Abs. 2 Nr, 3 
zu ändern ist. 

Die übrigen Änderungen sind redaktioneller Na- 
tur und dienen der Klarstellung. 

In der Einzelberatung über die Artikel des Ent- 
wurfs nahm der Ausschuß für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten wie auch der mitberatende Aus- 
schuß für Wirtschaft die Regierungsvorlage mit den 
Änderungsvorschlägen des Bundesrates, soweit 
ihnen die Bundesregierung zugestimmt hat, an. Der 
andere Vorschlag des Bundesrates wurde abgelehnt; 
hier schloß sich der Ausschuß der Begründung der 
Bundesregierung an. Ferner nahm der Ausschuß 
ebenso wie der Ausschuß für Wirtschaft einige 
über die Regierungsvorlage hinausgehende klar- 
stellende redaktionelle Änderungen vor. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten bitte ich das Hohe Haus, 
den Gesetzentwurf mit den aus der anliegenden Zu- 
sammenstellung ersichtlichen Änderungen anzuneh- 
men. 


Bonn, den 17. Dezember 1970 
Susset 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/1135 — in 
der aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 17. Dezember 1970 


Der Ausschuß 

für Ernährung, Landwirtsdiaft und Forsten 

Dr. Sdimidt (Gellersen) Susset 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Drudcsadie VI/ 1637 


Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung ein gebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Handelsklassengesetzes 

— Drucksache VI/1 135 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

(9. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Handelsklassengesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Handelsklassengesetz vom 5. Dezember 1968. 

(Bundesgesetzbl, I S. 1303) wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 1 imd § 8 Abs. 1 werden jeweils das 
Wort „Gesundheitswesen" durch die Worte 
„Jugend, Familie und Gesundheit" ersetzt. 

2. § 1 Abs. 3 erhält folgende Fassimg: 

„(3) Soweit es zur Durchführung von Verord- 
nungen des Rates oder der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften über Qualitäts- 
normen, Verkaufsnormen oder ähnliche Vor- 
schriften, die einer Regelung nach diesem Gesetz 
entsprechen, erforderlich ist, kann der Bundes- 
minister im Einvernehmen mit den Bimdesmini- 
stern für Jugend, Familie und Gesundheit und für 
Wirtschaft mit Zustimmung des Bundesrates 
durch Rechtsverordnxmg 

1. Vorschriften nach den §§ 2 xmd 3 erlassen, 

2. das Zuwiderhandeln gegen bestimmte in den 
Verordnungen des Rates oder der Kommis- 
sion enthaltene Gebote oder Verbote mit 
Geldbuße bis zu 20 000 Deutsche Mark be- 
drohen." 

3. In § 2 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Nr. 1 und 2 und 
in § 5 Abs. 2 Satz 2 werden jeweils vor dem Wort 
„angeboten" die Worte „zum Verkauf vorrätig 
gehalten", in § 5 Abs. 2 Satz 1 vor dem Wort „an- 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Handelsklassengesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Handelsklassengesetz vom 5. Dezember 1968 
(Bundesgesetzbl. I S. 1303) wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 


3. unverändert 
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Entwurf Beschlüsse des 9. Ausschusses 


bieten" die Worte „zum Verkauf vorrätig hal- 
ten," und in § 7 Abs, 1 Nr. 1 und 2 jeweils vor 
dem Wort „anbietet" die Worte „zum Verkauf 
vorrätig hält," eingefügt. 

4. In § 2 Abs. 2 Nr. 3 werden jeweils hinter dem 
Wort „Rechnungen" die Worte „und Lieferschei- 
nen" eingefügt. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Janua;r 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 


4. In § 2 Abs. 2 Nr. 3 werden jeweils hinter dem 
Wort „Rechnungen" ein Komma sowie die Worte 
„Lieferscheinen oder sonstige Transportbegleit- 
papiere" eingefügt. 

5. In § 6 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 wird jeweils 
das Wort „Gefängnis" durch das Wort „Frei- 
heitsstrafe" ersetzt. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 3 
u n V erändert 
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